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So nah sei die Bedrohung 
noch nie gewesen, erklärte Bun-
desinnenminister Dr. Schäuble 
nach den versuchten Anschlä-
gen auf zwei Regionalzüge in 
Dortmund und Koblenz. Ein Li-
banese, der von einer Überwa-
chungskamera gefilmt wurde, 
sitzt mittlerweile in Untersu-
chungshaft.

Die Berliner CDU sieht sich 
in ihrer Innenpolitik bestätigt. 
Was wir dringend brauchen, ist 
mehr Videoüberwachung und 
Sicherheitspersonal auf Bahn-
höfen, aber auch mehr Video-
überwachung an kriminalitäts-
belasteten Orten. Denn Terror 
beschränkt sich nicht auf den 
Personenverkehr, sondern sucht 
sich seine Nischen überall.

Angesichts der erhöhten 
Bedrohungslage schlägt jedoch 
auch wieder einmal die Stun-
de von Berlins Ankündigungs-
senator und Polit-Chamäleon 
Körting. Nach den Vorfällen in 
Dortmund und Koblenz mu-
tierte der SPD-Innenpolitiker 
plötzlich zum glühenden Si-

cherheitsverfechter und forder-
te eine Ausweitung der Video-
aufzeichnung auf Bahnhöfen 
auf drei Tage. Will der Innen-
senator die Öffentlichkeit für 
dumm verkaufen? Seit Jahren 
hat sich Rot-Rot genau dage-
gen mit Händen und Füßen 
gewehrt. Körting selbst hat die 
Ausweitung der Videoüberwa-
chung bislang stets als „Wahl-
kampfgetöse“ abgelehnt. Doch 
zum Glück sieht ihm nicht jeder 
diesen Wankelmut nach. „Was 
sagt Ihr nun, ihr Videoüberwa-
chungs-Verweigerer?“, schreibt 
die „B.Z.“ dem SPD-Politiker ins 
Stammbuch.

Aber davon lässt sich der 
Ankündigungssenator vermut-
lich nicht beirren. Wie so oft 
wird auch diesmal gelten: Kör-
ting springt in Interviews als 
Säbelzahntiger, um dann in der 
Realität als flauschiger Bettvor-
leger zu landen. Verlässliche 
Sicherheitspolitik sieht anders 
aus.

Sätzen die grundfalsche Ein-
stellung bestätigt, die Berlin 
weiterhin steigende Arbeitslo-
senzahlen beschert, während 
bundesweit der Aufschwung 
zu greifen beginne. Dass diese 
Sätze bislang nicht in Berlin 
diskutiert würden, so Pflüger, 
liege wahrscheinlich allein da-
ran, dass dieses Interview nur 
in Englisch veröffentlicht wor-
den sei.

Der CDU-Politiker setzte 
nach und benannte für genau 

diesen Grundfehler Wowereits 
dessen eigenen Wirtschaftsse-
nator Wolf von der Linkspar-
tei.PDS. Dieser hatte seinem 
Rathaus-Chef attestiert: „Beim 
Thema Industrie könnte er ak-
tiver sein.“

Die Angriffe Friedbert Pflü-
gers bezogen alle Politikfelder 
ein. Besonders stark war die 
Debatte beim Thema Schulpo-
litik und Religionsunterricht. 
Der CDU-Spitzenmann stellte 
klar, was ein unionsgeführter 
Senat ändern werde. Keine 
Einheitsschule, Unterrichts-
garantie, mehr Lehrer in den 
Unterricht, Einführung des 
Wahlfachs Religionsunterricht 
oder Ethik sowie ein Ende der 
flexiblen Eingangsstufe. Beim 
Thema Sicherheit zitierte Pflü-

ger die Polizei-Gewerkschaft 
mit den Worten, Berlin sei si-
cherer geworden, allerdings 
nur für Kriminelle. Die CDU 
und er stehen hingegen für 
Null Toleranz gegen Kriminali-
tät und wieder mehr Polizisten 
auf den Straßen. 

Klaus Wowereit blieb am 
Ende des Abends immer mehr 
nur der Versuch, durch minu-
tenlanges Schwadronieren den 
Angriffen seines Kontrahenten 
und den Fragen der Zuschauer 
auszuweichen oder aber sich 
in die Ecke zu retten, indem er 
hilflos Pflügers Herkunft aus 
Niedersachsen thematisier-
te. Das Rede-Duell kannte am 
Ende nur einen klaren Sieger 
nach Punkten. Friedbert Pflü-
ger.

Der CDU-Generalsekre-
tär Frank Henkel fasste zu-
sammen: „Pflüger hatte die 
besseren Argumente, war 
schlagkräftiger und eindeutig 
kompetenter. Bei ihm wissen 
die Menschen, wie er die Stadt 

aus der rot-roten Blockade he-
rausführen wird - mit neuen 
Arbeitsplätzen, mit einer bes-
seren Bildung und mit einem 
Mehr an Sicherheit. Der Regie-
rende Bürgermeister wirkte 
lustlos und war langatmig.“

Henkel redet Klartext

Pflüger schlägt
Wowereit 

IN KÜRZE

Sarrazin erfindet Erfolgsmel-
dungen
Das Mitglied des Pflüger-
Teams für das Ressort 
Finanzen, Alexander 
Kaczmarek, kritisiert den 
Berliner Finanzsenator: 
„Fast im Wochentakt 
verkündet Finanzsenator 
Sarrazin selbst erfundene 
und betitelte Erfolgsmel-
dungen. Eine Finanzplanung 
ist der Senat bisher schul-
dig geblieben, und es ist 
nicht zu erwarten, dass die 
SPD vor den Wahlen diese 
Büchse der Pandora öffnen 
wird. Diese Wahrheit bleibt 
also vor dem Urnengang 
verheimlicht. Der nächste 
Senat wird auf jeden Fall 
große Mühe haben, die 
Sarrazin’schen Hinterlassen-
schaften zu bewältigen.“

Senator Wolf ohne Aufklä-
rungswillen
Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU-Frak-
tion, Uwe Goetze, hat vom 
PDS-Wirtschaftssenator und 
BSR-Aufsichtsratsvorsit-
zenden Wolf die lückenlose 
Information der Öffentlich-
keit über die stark rabattier-
te Veräußerung von Pkw an 
BSR-Aufsichtsratsmitglieder 
im Jahr 2003 gefordert. „Der 
Saubermann-Senator tönt 
immer an vorderster Front 
nach Aufklärung – nur sein 
eigener Geschäftsbereich 
scheint davon ausgenom-
men zu sein“, stellt Goetze 
fest. 

CDU verurteilt Mompers und 
Wowereits Schweigen 
„Die CDU-Fraktion findet 
es absolut unverständlich 
und einer Demokratie 
nicht zuträglich, dass der 
SPD-Politiker Momper als 
Präsident des Abgeordne-
tenhauses bisher nicht auf 
den Brandanschlag auf den 
CDU-Abgeordneten René 
Stadtkewitz reagiert hat. 
Dasselbe gilt auch für den 
Regierenden Bürgermeis-
ter Wowereit“, erklärt der 
Vorsitzende der Berliner 
CDU-Fraktion, Nicolas 
Zimmer. „Auch Momper 
und der Senat müssen sich 
dazu bekennen, dass Gewalt 
kein Mittel der politischen 
Auseinandersetzung sein 
darf. Wir brauchen jetzt die 
Solidarität aller Demokraten 
in Berlin“, so Zimmer weiter.

Rot-roter Kulturkampf

CDU-Landesvorsitzender Ingo Schmitt

Wowereit 
täuscht die 

Wähler

Dr. Detlef Stronk, Mitglied in 
Friedbert Pflügers Regierungs-
mannschaft zur Abgeordneten-
hauswahl 2006, erläuterte Bunde-
swirtschaftsminister Michael Glos 
(rechts im Bild) das Konzept der 
Berliner CDU für mehr Arbeitsplät-
ze und neue Industrieansiedlungen 
in der Hauptstadt. 
Minister Glos sagte seine volle 
Unterstützung zu: „Die Berliner 
Industrie muss wieder ein Mar-
kenzeichen der Stadt werden.“ Er 
würde sich freuen, mit einem Berli-
ner Wirtschaftssenator Stronk zu-
sammenarbeiten zu können, sagte 
Glos.

CDU-Schulexperten gegen Experimente auf dem Rücken 
unserer Kinder: Katrin Schultze-Berndt MdA, Dr. Eva-Maria 
Kabisch, Friedbert Pflüger und Gerhard Schmid
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I M P R E S S U M

Die Treffer saßen. Wäre 
es ein Boxkampf gewesen, 
hätte der Ringrichter den 
Kampf wohl abbrechen müs-
sen. Friedbert Pflüger teilte 
kräftig aus beim zweiten di-
rekten Aufeinandertreffen 
der beiden Spitzenkandida-
ten für das Amt des Regie-
renden Bürgermeisters. 

Der Tagesspiegel hatte in 
das Hotel Interkontinental ge-
laden. Rund 700 Anwesende 
erlebten einen CDU-Heraus-
forderer, dem es immer wie-
der gelang, Klaus Wowereit 
zu stellen und ihn mit der mi-
serablen Bilanz des rot-roten 
Senats in die Ecke zu drängen. 

Die erste Attacke galt dem 
wichtigsten Thema des Wahl-
kampfes: Arbeitsplätze und 
Wirtschaft. Dabei holte der 
CDU-Spitzenkandidat richtig 
aus und traf den Amtsinhaber 
sichtlich. Pflüger verlas ein 
Wowereit-Zitat aus der engli-
schen Ausgabe der Financial 
Times und übersetzte es zu-
gleich. Dort sagte der SPD-
Spitzenkandidat sinngemäß, 
dass Berlin seine Zukunft als 
nach-industrielle Stadt sehen 
und sich davon verabschieden 
müsse, die industrielle Pro-
duktion wieder zu beleben. 
Pflüger sieht in genau diesen 

Körting ist ein 
zahnloser Tiger

Mit unglaubwürdigen 
Äußerungen zur Schul- und 
Bildungspolitik hat sich der 
amtierende Regierende Bür-
germeister Wowereit selbst 
ins Abseits gestellt.

Der Sozialdemokrat hatte 
in einem Interview gegenüber 
dem ‚Tagesspiegel’ erklärt, die 
SPD habe nicht vor, in Berlin 
die Einheitsschule einzufüh-
ren. Der Landesvorsitzende der 
Berliner CDU, Ingo Schmitt, 
sieht in dieser Aussage nur ein 
durchsichtiges Wahlkampfma-
növer: „Wowereit rudert verbal 
zurück angesichts des öffentli-
chen Widerstands gegen die 
Einheitsschule und der weit 
verbreiteten Angst vor rot-ro-
ter Gleichmacherei auf dem 
Rücken von Kindern, Eltern und 
Lehrern. Aber wer soll ihm jetzt 
noch Glauben schenken? Denn 
im SPD-Wahlprogramm ist 
längst etwas anderes beschlos-
sen worden. Zudem liebäugelt 
Wowereit schon seit langem 
mit einer rot-rot-grünen Koali-
tion. Sowohl PDS als auch die 
Grünen befürworten die leis-
tungsfeindliche Einheitsschu-
le. Nach dem Tabubruch von 
2001 – der Koalition mit der 
PDS – ist zu befürchten, dass 
Wowereit auch dieses Mal al-
les dafür tun würde, um seine 
Macht zu sichern.“

Schmitt kritisierte außer-
dem Wowereits Forderung 
nach kostenfreien Kitaplätzen, 
welche die ‚Berliner Zeitung’ 
als SPD-„Wahlkampfgag“ be-
zeichnete. Schmitt: „Wer wie 
Rot-Rot die Kitagebühren 2003 
erst massiv erhöht, um dann 
im Wahlkampf kostenfreie Ki-
taplätze zu versprechen, ver-
spielt jegliche Glaubwürdig-
keit. Ich bin überzeugt, dass 
die Wählerinnen und Wähler 
auf Wowereits leere Wahl-
kampfrhetorik nicht hereinfal-
len werden.“

Zum Vorhaben von Krei-
sen der rot-roten Koalition, 
in Berlin die Einheitsschule 
einzuführen und damit das 
mehrgliedrige Schulwesen in 
Berlin abzuschaffen, erklärte  
Dr. Eva-Maria Kabisch, Mit-
glied der Pflüger-Regierungs-
mannschaft für das Ressort 
Bildung: „Das ist eine Kampf-
ansage an alle Eltern in Berlin, 
die Ihre Kinder individuell ge-
fördert sehen wollen, in einem 
differenzierten Schulsystem 
- selbstverständlich auch mit 
leistungsstarken Gymnasien! 
Das ist aber vor allem eine 
Kampfansage an alle Bemü-
hungen, Berlin attraktiv zu 
machen für die Ansiedlung 
von neuen Wirtschaftsunter-
nehmen, für Wissenschaftler 
und Medienleute, die nach 
Berlin ziehen und hier zur 

Schaffung neuer Arbeitsplät-
ze beitragen sollen.“ Frau Dr. 
Kabisch verwies darauf, dass 
fast 90 Prozent der bundes-
deutschen Schülerinnen und 
Schüler in Schulen des geglie-
derten Schulsystems gehen, 
rund 30 Prozent auf das Gym-
nasium und fast 60 Prozent 
auf Hauptschulen und Real-
schulen - nur rund 9 Prozent 
auf integrierte Gesamtschu-
len, also einer Art Gemein-
schafts- oder Einheitsschule. 
„Das bedeutet, dass praktisch 
jede Familie, die aus anderen 
Bundesländern nach Berlin 
zieht oder von Berlin in ent-
sprechende Länder umzieht, 
auf das mehrgliedrige Schul-
system in Berlin angewiesen 
ist, damit es keine katastro-
phalen Brüche in der Schulbi-
ographie der Kinder gibt“, so 

Kabisch und erinnerte dabei 
an die großen Vorbehalte, die 
es schon beim Hauptstadtum-
zug gegen das Berliner Schul-
system mit der 6-jährigen 
Grundschule und dem feh-
lenden ordentlichen Unter-
richtsfach Religion gegeben 
hatte. „Berlin verletzt mit die-
sem ideologisierten Projekt 
der Einheitsschule seine Ver-
antwortung als Hauptstadt, 
isoliert Berlin und schadet 
damit nachhaltig vor allem 
der wirtschaftlichen und wis-
senschaftlichen Entwicklung 
in der Stadt. Das müssen wir 
aus Verantwortung für alle 
Bürgerinnen und Bürger  un-
serer Stadt in jedem Fall ver-
hindern“, erklärte Kabisch und 
machte auch deutlich, dass 
den nervösen Beschwichti-
gungserklärungen seitens des 

Regierenden Bürgermeisters 
und der Grünen angesichts 
der Bildungsideologen in den 
beiden Parteien und der kom-
promisslosen Haltung der PDS 
nicht geglaubt werden könne. 

Angesichts des hohen Un-
terrichtsausfalls gleich zu Be-
ginn des neuen Schuljahres, 
verursacht durch die fehlen-
den Lehrkräfte an den Schu-
len, verwies Kabisch erneut 
auf die fehlende langfristige 
Personalplanung der Berli-
ner Schulverwaltung. “Dass 
Schulleiter ganz kurz vor Un-
terrichtsbeginn wieder einmal 

nicht wissen, wo-
her sie die notwen-
digen Lehrkräfte 
nehmen sollen, und 
dass angesichts der 
Tatsache, dass die 
Hälfte bis zu zwei 
Drittel der in Berlin 
aus  Steuergeldern 
ausgebildeten Re-
ferendare in ande-

ren Bundesländern sofort an-
gestellt werden, während sie 
in Berlin keine Chance erhal-
ten, ist ein Skandal“, erklärte 
Kabisch und bekräftigte  das 
Versprechen der CDU, im Fal-
le eines Wahlsieges als erstes 
konsequent dafür zu sorgen, 
dass Unterricht garantiert 
stattfindet.

„Er meint es ernst.“
CDU-Spitzenkandidat Fried-
bert Pflüger hat erklärt, dass 
er sich unabhängig vom Er-
gebnis der Wahl dauerhaft 
in der Berliner Landespolitik 
engagieren werde. Für den 
nicht auszuschließenden 
Fall, dass die CDU nicht an 
einer Regierung beteiligt 
sein sollte, strebt Pflüger die 
Rolle als Oppositionsfüh-
rer an. Er werde daher nach 
dem Wahltag sein Amt als 
Parlamentarischer Staatsse-

kretär und auch sein Bundes-
tagsmandat aufgeben.
Pflüger: „Das ist eine Lebens-
entscheidung für diese phan-
tastische Stadt. In der vergan-
genen Woche ist Josephine, 
das zweite Kind von meiner 
Lebensgefährtin und mir, hier 
in Berlin geboren worden. 
Berlin ist jetzt unsere Stadt.
Die ‚Berliner Zeitung’ kom-
mentierte: „Eins kann nun je-
der Wahlberechtigte sehen: 
Der Mann meint es ernst.“


